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Information gemäß  
Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
 
 

Vorwort 
 

Mit diesen Datenschutzhinweisen infor-
mieren wir Sie über die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten durch 

uns sowie über die Ihnen zustehenden 
Rechte.

 

1. Wer ist verantwortlich für den Datenschutz? 
 

Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten ist:

Stadtverwaltung Kaiserslautern 
Referat Recht und Ordnung   
Straßenverkehrsbehörde  
Willy-Brandt-Platz 1 
67657 Kaiserslautern 

 

2. Wie erreichen Sie unseren Datenschutzbeauftragten? 
 

Bei Fragen zum Datenschutz können Sie 
sich an unseren Datenschutzbeauftrag-
ten wenden:

Herr Max Speyerer 
Willy-Brandt-Platz 1 
67657 Kaiserslautern 
Email: max.speyerer@kaiserslautern.de 
Telefon: +49 631 365-2342 

 

3. Für welche Zwecke verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten und 
auf welcher Rechtsgrundlage? 
 

Die personenbezogenen Daten werden 
verarbeitet, besondere Genehmigungen 
nach Straßenverkehrsordnung zu ertei-
len. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. c DS-GVO i.V.m. § 46 
StVO. 
 

 

4. An wen geben wir die Daten weiter? 
 

Intern geben wir die Daten an den Poli-
tessendienst und an Referat Tiefbau 
weiter. 

Extern können die Daten auf Anfrage an 
die Polizei und andere Behörden weiter-
gegeben werden. 
 

 

5. Übermitteln wir Daten in Drittländer? 
 

Wir übermitteln Ihre Daten nicht in Dritt-
länder. 
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6. Wie lange speichern wir Ihre Daten? 
 

Wir speichern Ihre Daten grundsätzlich 
nicht länger, als dies für die jeweiligen 
Verarbeitungszwecke benötigt wird. Eine 
darüber hinausgehende Speicherung 
erfolgt ausschließlich zur Erfüllung ge-
setzlicher Aufbewahrungsfristen. Diese 

können sich zum Beispiel aus der Bun-
des- oder Landeshaushaltsordnung, der 
Abgabenordnung oder dem Handelsge-
setzbuch ergeben und bis zu zehn Jahre 
betragen. 

 

7. Welche Rechte haben Sie? 
 

Jede von einer Datenverarbeitung be-
troffene Person hat nach der Daten-
schutzgrund-Verordnung insbesondere 
folgende Rechte: 
 

 Recht auf Auskunft über die zu 
ihrer Person gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten und de-
ren Verarbeitung (Art. 15 DS-
GVO). 

 Recht auf Berichtigung, soweit 
sie betreffende Daten unrichtig 
oder unvollständig sind (Art. 16 
DS-GVO). 

 Recht auf Löschung der zu ihrer 
Person gespeicherten Daten, 
soweit eine der Voraussetzungen 
nach Art. 17 DS-GVO zutrifft. Art. 
17 Abs. 3 DS-GVO enthält Aus-
nahmen vom Recht auf Löschung 
zur Ausübung der Meinungs- und 
Informationsfreiheit, zur Erfüllung 
rechtlicher Speicherpflichten, aus 
Gründen des öffentlichen Inte-
resses im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit, für öffentliche 
Archivzwecke, wissenschaftliche, 
historische und statistische Zwe-
cke sowie zur Durchsetzung von 
Rechtsansprüchen. 

 Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung, insbesondere so-

weit die Richtigkeit der Daten be-
stritten wird, für die Dauer der 
Überprüfung der Richtigkeit, 
wenn die Daten unrechtmäßig 
verarbeitet werden, die betroffene 
Person aber statt der Löschung 
die Einschränkung der Verarbei-
tung verlangt, wenn die betroffe-
ne Person die Daten zur Gel-
tendmachung oder Ausübung 
von Rechtsansprüchen oder zur 
Verteidigung gegen solche benö-
tigt werden und deshalb nicht ge-
löscht werden können, oder wenn 
bei einem Widerspruch nach Art. 
21 Abs. noch nicht feststeht, ob 
die berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen gegenüber de-
nen der betroffenen Person 
überwiegen (Art. 18 DS-GVO. 

 Recht auf Widerspruch gegen 
die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten aus persönlichen 
Gründen, soweit kein zwingendes 
öffentliches Interesse an der Ver-
arbeitung besteht das die Inte-
ressen, Rechte und Freiheiten 
der betroffenen Person über-
wiegt, oder die Verarbeitung der 
Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprü-
chen (Art. 21 DS-GVO) dient. 

 

8. Beschwerderecht 
 

Jede betroffene Person hat das Recht 
auf Beschwerde beim Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, 
wenn sie der Ansicht ist, dass 
ihre personenbezogenen Daten rechts-
widrig verarbeitet werden. 

 


